
Diensteinheit: Bezirksverwaltung
Gera, Leiter

Datum: 10.10.1961

Wochenbericht nach Durchführung der Aktion "Festigung" im Oktober 1961

Bei der Aktion "Festigung" wurden tausende als "politisch unzuverlässig" eingeschätzte Bürger aus dem innerdeutschen Grenzbereich zwangsweise
umgesiedelt. Ein Bericht der Bezirksverwaltung Gera dokumentiert die Meinungen der Bürger hierzu.

Die innderdeutsche Grenze war die Nahtstelle der verfeindeten Systeme - weswegen die DDR-Führung die Grenzanlagen immer weiter ausbauen
wollte. Bereits im Mai 1952 wurde ein rund 5 Kilometer breiter Streifen entlang dieser Grenze abgeriegelt. Unmittelbar hinter der Demarkationslinie wies
die Stasi an, einen 10 Meter breiten Kontrollstreifen einzurichten, gefolgt von einem 500 Meter breiten Schutzstreifen und einem rund 5 Kilometer
breiten Sperrgebiet.

Volkspolizei und die Stasi sorgten im Mai 1952 unter dem Tarnnamen Aktion "Ungeziefer" für die Zwangsaussiedlung tausender Bewohner des
Grenzgebietes. Betroffen waren als "politisch unzuverlässig" eingeschätzte Bürger und ihre Familien. Dazu zählten Bürger mit Westkontakten,
Kirchgänger, ehemalige Angehörige der NSDAP, Bauern, die ihr Ablieferungssoll an den Staat nicht erfüllten, und Menschen, die sich in irgendeiner
Form negativ über den Staat geäußert hatten. Die verbleibenden Anwohner und die Besucher des Gebietes unterlagen strengen Meldeauflagen und
weiteren Verhaltensregeln.

Mit der Abriegelung von West-Berlin am 13. August 1961 und dem anschließenden Mauerbau schloss die SED-Führung das letzte "Schlupfloch" in den
Westen. Zur "Erhöhung der Sicherheit an der Staatsgrenze West" plante die SED-Führung nun weitere Zwangsumsiedlungen. Unter der Bezeichnung
Aktion "Festigung" - mitunter auch Aktion "Kornblume" oder Aktion "Blümchen" genannt - begann in den Morgenstunden des 3. Oktobers 1961 die
Aussiedlung von tausenden Menschen, die als "Unsicherheitsfaktoren" galten. Innerhalb weniger Stunden mussten diese ihre Habseligkeiten packen
und wurden auf bereitgestellte Lastwagen verladen.

Die Stasi unterstützte die Aktion, indem sie im Vorfeld die "richtigen Leute" zur Umsiedlung auswählte. Später protokollierten und analysierten die
Bezirks- und Kreisverwaltungen die Durchführung der Zwangsumsiedlungen. Beim vorliegenden Dokument handelt es sich um einen Bericht der
Bezirksverwaltung Gera, der eine Woche nach Beendigung der Aktion "Festigung" entstand und die Stimmung der Bürger dokumentiert. Es ist
unterzeichnet vom Leiter der Bezirksverwaltung, Julius Michelberger.
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